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Der Umbruch von 1989/90 war mehr als
nur die Erweiterung der „alten“ Bundesrepu-
blik um fünf „neue“ Bundesländer und Ost-
Berlin. Klar wurde dies auch den westdeut-
schen Zeitgenossen spätestens mit der Haupt-
stadtdebatte von 1991, in der Bilder der „Bon-
ner“ und „Berliner“ Republik zeitgenössische
Geschichts-, Gegenwarts- und Zukunftsdeu-
tungen einer nach Orientierung suchenden
Gesellschaft spiegelten. Im Fokus der inter-
disziplinären Tagung standen daher nicht nur
die Prozesse der Entscheidungsfindung im
Parlament, die zum Berlin-Umzug führten,
sondern auch deren Topoi (Sektion 1). Da die
Kontroverse um den künftigen Parlaments-
und Regierungssitz weit über den Deutschen
Bundestag hinausreichte, widmete sich die
zweite Tagungssektion den Diskursen in Me-
dien und Öffentlichkeit. Die dritte Sektion
beschäftigte sich schließlich mit den in den
Geschichtswissenschaften bislang vernachläs-
sigten Aspekten der Parlamentsarchitektur
und -kunst, die ihrerseits spezifische Deu-
tungsangebote generierten.

Im ersten Panel „Bonn oder Berlin? De-
batte und Entscheidung im Parlament“ führ-
te DIETMAR TILL (Tübingen) aus rheto-
rikwissenschaftlicher Perspektive in die To-
poi, das heißt „textübergreifende Argumen-
tationsmuster und Grundelemente der gesell-
schaftlichen Selbstkonstitution“, der Bundes-
tagsdebatte vom 20. Juni 1991 ein. Die Haupt-

stadtdebatte stelle eine Ausnahme in der
sonst üblichen parlamentarischen Praxis dar,
da das Abstimmungsergebnis nicht bereits im
Vorfeld kalkuliert werden konnte und die Ab-
geordneten nicht nach der Mehrheitslinie ih-
rer Fraktionen abstimmten. Darüber hinaus
habe sich die Debatte durch eine respektvolle
Rhetorik der Höflichkeit und Überparteilich-
keit ausgezeichnet, worauf die zeitgenössi-
sche Deutung als „Sternstunde des Parlamen-
tarismus“ zurückzuführen sei. Die auf die
Umzugskosten und die Kontinuität der „alten
Bundesrepublik“ abzielende Argumentation
der Bonn-Unterstützer habe insbesondere ge-
genüber der im Vergleich visionären „Einord-
nung der Berlin-Entscheidung in eine zwin-
gende Geschichtslogik Deutschlands“, wie
sie namentlich vom CDU-Politiker Wolfgang
Schäuble formuliert worden sei, blass ge-
wirkt. Wenngleich Schäubles Rede nicht, wie
in der medialen Berichterstattung bis heute
kolportiert würde, die „Wende“ gebracht ha-
be, hatte sie laut Till doch eine starke Orientie-
rungsfunktion für den weiteren Diskussions-
verlauf.

Im Anschluss referierte DOMINIK GEP-
PERT (Potsdam) über die Entscheidungsfin-
dungsprozesse in den Bundestagsfraktionen
im Vorfeld der entscheidenden Plenardebat-
te. Er resümierte, die herkömmlichen Verfah-
rensweisen der Entscheidungsfindung hätten
in den Fraktionen als Garanten für Stabili-
tät und Repräsentation im parlamentarischen
Betrieb nicht gegriffen, da regionale, konfes-
sionelle und generationelle Differenzen und
nicht die sonst strukturbildenden ideologi-
schen Scheidelinien zwischen den Fraktio-
nen für das Abstimmungsverhalten entschei-
dend gewesen seien. Die „Sternstunde“ des
Debattenparlaments habe auf dem „Versagen
der Mechanismen des Arbeitsparlaments“ be-
ruht. Nicht übersehen werde dürfe jedoch,
dass das Parlament auch in dieser Ausnahme-
situation in der Lage gewesen sei, Kompro-
misse herbeizuführen. Denn mit dem Berlin-
Votum setzte sich genau jener Antrag durch,
der mit seinen umfangreichen Ausgleichslö-
sungen den stärksten Konsenscharakter hatte.
Insofern, so Geppert, sei die knappe Mehrheit
für Berlin auch ein Höhepunkt erfolgreicher
parlamentarischer Konsensbildung gewesen.

Die in der Plenardebatte gezeichneten
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Hauptstadtbilder waren Gegenstand des Vor-
trags von GUIDO THIEMEYER (Düsseldorf).
„Bonn“ und „Berlin“ seien in dieser Debatte
um das kollektive Selbstverständnis der Bun-
desrepublik als „Spiegelbilder“ und „Schau-
fenster“ der Nation konstruiert worden. Inter-
essant sei, dass – bei allen Differenzen in der
Frage Bonn oder Berlin – die zentralen Wer-
te zwischen den antagonistischen Lagern ge-
teilt, wenn auch nicht unbedingt gleich ausge-
legt worden seien. Zentral sei der Topos der
Glaubwürdigkeit gewesen, auf den etwa die
Berlin-Befürworterin Monika Geiger – „Wir
haben immer an der Hauptstadt Berlin fest-
gehalten“ – ebenso rekurrierte wie umgekehrt
der Bonn-Unterstützer Norbert Blüm. Dieses
starke Maß an rhetorisch geteilten, politischen
Normen und Werten über alle fraktionellen,
regionalen, generationellen und konfessionel-
len Differenzen hinweg illustriere, so Thie-
meyer, dass das Selbstverständnis der Bun-
desrepublik bei der Debatte um den Stand-
ort des zukünftigen Parlaments- und Regie-
rungssitzes im Zuge der nationalen Wieder-
vereinigung nicht grundsätzlich neu ausge-
handelt werden sollte. Die Bundesrepublik
verstand sich weiterhin als stabile Demokra-
tie mit einem ausgeprägten Föderalismus und
einer proeuropäischen Orientierung.

Im Zentrum des Vortrages von BETTINA
TÜFFERS (Berlin) standen die ostdeutschen
Abgeordneten, die nach der Wiedervereini-
gung in den Bundestag, also zunächst nach
Bonn gekommen waren. Nach dem Einzug
von 144 ehemaligen Abgeordneten der Volks-
kammer in den 12. Bundestag im Dezember
1990 habe sich das eingespielte parlamenta-
rische Prozedere nicht verändert. Auch des-
halb hätten viele ostdeutsche Abgeordnete
schnell mit der „kalten Professionalität“, den
Logiken der Mediendemokratie und dem ver-
gleichsweise konfliktreichen Umgangsstil in
Bonn „gefremdelt“, am stärksten die Vertre-
ter von PDS und Bündnis 90. Zwar hätten
in der Hauptstadtdebatte die meisten Ost-
deutschen für Berlin gestimmt, doch zeig-
ten insbesondere die 21 Nein-Stimmen von
CDU-Abgeordneten aus Sachsen und Thü-
ringen, dass nicht von einem homogen „ost-
deutschen“ Abstimmungsverhalten gespro-
chen werden könne. Während die Argumente
der Ostdeutschen für Berlin kaum von jenen

der Westdeutschen differierten, erwies sich
die Befürchtung einer erneuten Zentralisati-
on des Staates in Berlin als eine spezifisch ost-
deutsche Perspektive der Berlin-Gegner.

Über bundesrepublikanische „Mental
Maps“ des „Westens“ am Ende des Kal-
ten Krieges referierte MARTINA STEBER
(München) im zweiten Panel „Über Bonn
und Berlin: Der Diskurs in Medien und
Öffentlichkeit“. „Mental Maps“ als kollektiv
imaginierte Landkarten mit ihrer Mischung
aus Geographie und politisch-kulturellen
Zuschreibungen seien nach der Wiederverei-
nigung neu verhandelt worden: Wo lag der
„Westen“ nach dem Zerfall des „Ostblocks“?
Die Hauptstadtdebatte habe eine Scharnier-
funktion zur Aushandlung von Geschichte,
Gegenwart und Zukunft des „Westens“
gehabt mit Bonn bzw. Berlin als hervorgeho-
benen Metaphern. Berlin wurde von seinen
Gegnern als Symbol für den preußischen
Militarismus und für einen anti-westlichen
„Sonderweg“ Deutschlands gedeutet, wäh-
rend die Anhänger Berlins die aufklärerische
Tradition Preußens akzentuierten. Interessant
sei nach Steber insbesondere die Universali-
sierbarkeit des Terminus „Westen“ gewesen.
Der „Westen“ als Chiffre für Demokratie
und Marktwirtschaft sei von seiner geogra-
phischen Komponente entkoppelt worden,
womit die spätere Ost-Erweiterung von EU
und NATO in der deutschen Hauptstadtde-
batte antizipiert worden sei.

Aus der Sicht einer teilnehmenden Be-
obachterin referierte GERTRUDE CEPL-
KAUFMANN (Düsseldorf) über die Kultur-
topographie der Bonner Republik. Rückbli-
ckend auf die sozialdemokratische Wähler-
initiative der 1960er- und 1970er-Jahre und
das Engagement von Intellektuellen wie Gün-
ter Grass, akzentuierte Cepl-Kaufmann zum
einen die Politisierungs-, Mobilisierungs-
und Demokratisierungsdynamik der 1960er-
Jahre, zum anderen die polyzentrische, von
bürgerschaftlichem Engagement getragene
kulturelle Landschaft der Bonner Republik,
die in den Jahrzehnten der nationalen Teilung
keine Metropole wie Berlin hatte. Statt einer
Hauptstadt, in der Politik, Medien und Kunst
an einem Ort zentralisiert gewesen seien, sei
die Bonner Republik auch mit dem VW-Bus
auf Wahlkampftour erfahrbar gewesen. Als
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Kritiker der deutschen Wiedervereinigung
habe Grass daher lediglich für eine födera-
listische Vereinigung, eine „Kulturnation“,
plädiert, die Zeit bekommen sollte, um
zusammenzuwachsen.

Das dritte Panel „Von Bonn nach Berlin-
Mitte: Die Rückkehr ins Reichstagsgebäu-
de“ begann mit dem Bericht von GEORG
MÖLICH (Bonn) über „Preußen“ als Argu-
mentationsreservoir in der Hauptstadtdebat-
te. Wenngleich dies in der Parlamentsdebat-
te kaum explizit verbalisiert worden sei, ha-
be eine große Mehrheit der Bonn-Befürworter
Berlin auch mit Blick auf dessen preußische
Vergangenheit und den damit verbundenen
Zuschreibungen von Militarismus, Expansio-
nismus und Obrigkeitshörigkeit abgelehnt.
So seien derartige Vorbehalte nur acht Wo-
chen nach der Hauptstadtdebatte im Rahmen
der Überführung der sterblichen Überreste
der Preußenkönige Friedrich I. und II. von
Bonn nach Potsdam medial reaktiviert wor-
den. Da anti-preußische Berlin-Stereotype bei
der Hauptstadtdebatte eher subkutan gewirkt
hätten und schwer nachweisbar seien, plä-
dierte Mölich für eine Ausweitung des Blicks
auf verwandte Diskurse der frühen 1990er-
Jahre.

Ebenfalls auf den Erfahrungsraum des Kai-
serreichs konzentrierte sich LENNART BOH-
NENKAMP (Braunschweig) in seinem Vor-
trag über die Hauptstadtdebatten seit 1867.
Berlin habe als doppelte Hauptstadt in Preu-
ßen und auf Reichsebene schon lange in der
Kritik gestanden, insbesondere in Sorge vor
einer immer stärker werden Zentralisierungs-
dynamik. Zwischen 1910 und 1914 kam es et-
wa zu einer heftigen Debatte über den Stand-
ort des künftigen Kolonialgerichtshofs, bei
der vor allem die katholische Zentrumspar-
tei sich vehement gegen Berlin ausgesprochen
habe. Bohnenkamp fasste die Hauptstadtde-
batten als einen Grundkonflikt zwischen der
Vorstellung eines „hegemonialen Föderalis-
mus“ auf der einen und einem „dezentralen
Föderalismus“ auf der anderen Seite zusam-
men. Die Kernfrage des Verhältnisses Preu-
ßens zum Reich und das Nebeneinander der
Berliner Parlamente seien auch in der Wei-
marer Republik nicht auf parlamentarischem
Wege gelöst worden.

Die symbolpolitische Bedeutung des

Reichstagsgebäudes in dieser Diskussion
beleuchtete WOLFRAM PYTA (Stuttgart).
In der antifaschistischen Doktrin der DDR
sei das vom Architekten Paul Wallot ent-
worfene Reichstagsgebäude in Abgrenzung
zum nationalsozialistischen Terror, der mit
dem Reichstagsbrand begonnen habe, positiv
interpretiert worden. Auch in der Bundes-
republik sei das alte Gebäude in Zeiten der
Teilung als Nationalsymbol erhalten geblie-
ben. Dennoch habe in der Plenardebatte vom
20. Juni 1991 keiner der Berlin-Befürworter
diese symbolische Aufladung des Wallot-
Baus in symbolisches Kapital umzumünzen
versucht. Zu negativ besetzt erschien die
deutsche Nationalgeschichte insbesondere
auf Seiten der politischen Linken.

Ein Schlaglicht auf die Berliner
Schlossplatz-Debatte nach 1989 warf KRIS-
TIN MEIßNER (Potsdam). Im Zuge der
Auseinandersetzung von Lokalpolitik und
Bürgerinitiativen sei die Zugehörigkeit von
Akteuren zum öffentlichen Raum ausge-
handelt worden; zudem hätten Raum-,
Geschichts- und Gesellschaftsvorstellungen
miteinander korrespondiert. Während einige
Bürgerinitiativen sich für eine möglichst
originalgetreue Rekonstruktion der Prunk-
bauten Berlins aus der Kaiserzeit und für eine
auf Wirtschafts- und Tourismusförderung
abzielende Stadtplanung engagiert hätten,
bevorzugten kritische Initiativen einen Um-
bau der Stadt nach Gesichtspunkten des
Mitspracherechts und warnten vor Gentrifi-
zierung. Laut Meissner seien jedoch vor allem
die historisierenden Bürgerinitiativen als
zivilgesellschaftliche Interessensvertretungen
von den Stadtplanern berücksichtigt worden,
was ganz im Zeichen eines neoliberalen
Zeitgeistes in den 1990er-Jahren gestanden
habe.

Die zentrale These des Vortrages von BE-
NEDIKT WINTGENS (Berlin) war die ei-
ner Deutung des Kunstprojekts „Wrapped
Reichstag“ als Übergangsritus von der „Bon-
ner“ hin zur „Berliner“ Republik. Der im
Sommer 1995 vom Künstlerehepaar Christo
und Jeanne-Claude verhüllte Reichstag ha-
be vielen Zeitgenossen als Symbol fröhlicher
Urbanität und heiterer Weltläufigkeit gegol-
ten, wodurch das zunächst sehr umstritte-
ne Projekt eine kulturelle Sogwirkung ent-
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falten konnte. Die Verhüllungsaktion sei auf-
grund der Funktion des Ein- und Auspa-
ckens, d. h. des Präsentierens eines Effektes
von „Vorher-Spannung-Nachher“, anschluss-
fähig an eine nach dem Ende des Kalten Krie-
ges nach Orientierung suchende Gesellschaft
gewesen. Darüber hinaus sei einer „Verpa-
ckung“ stets eine Schutzfunktion inhärent,
was der überaus bedeutsamen Rolle des Par-
laments als dem zentralen Ort der Demokra-
tie würdig gewesen sei. Beispiele von Ver-
hüllungen aus der christlichen und jüdischen
Liturgie untermauerten die nahezu religiöse
Aufladung der Symbolik der Verhüllung des
„Hohen Hauses“ als Liturgie des Übergangs.

Schließlich widmete sich MERLE ZIEG-
LER (Berlin) der Reichstagskuppel des Ar-
chitekten Norman Foster mit ihrem ikoni-
schen Charakter als „Symbol der Berliner Re-
publik“. Die gläserne, begehbare Kuppel ha-
be mit der Bildsprache von Transparenz, Mo-
dernität und Bürgernähe einen Kontrast zum
wilhelminisch-monumentalistischen Reichs-
tagsgebäude formuliert. So habe die Glaskup-
pel als Ausweis für einen demokratischen
Neuanfang des Reichstages ebenso wie als
Symbol des Übergangs von der „Bonner“
hin zur „Berliner“ Republik gedeutet wer-
den können. Der Erfolg der „Spektakelarchi-
tektur“ der Reichstagskuppel, die durch ih-
re Spiegelsäule Tageslicht in den Plenarsaal
lenkt und zu besonderen Anlässen nachts er-
hellt werden kann, als Symbol und Touristen-
magnet liege gerade in ihrer Deutungsoffen-
heit.
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